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A. Bericht des Abgeordneten Scheppmann: 


Der Bundestag hat mit Beschluß vom 19. No- 
vember 1954 den von den Abgeordneten Sabel, 
Even, Scheppmann, Schneider (Hamburg), Voß und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und 
Vc^-änden der Unternehmen des Bergba** > und 
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
— Drucksache 842 — und den von der Bundes- 
regierung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur 
Ergänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vor- 
ständen der Unternehmen des Bergbaus und der 
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie — Druck- 
sache 986 — dem Ausschuß für Arbeit (federfüh- 
rend) sowie — zur Mitberatung — den Ausschüs- 
sen für Rechtswesen und Verfassungsrecht und für 
Wirtschaftspolitik überwiesen. 

Der beteiligte Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht schloß seine Beratungen am 
14. Dezember 1955 ab und stellte fest, daß der Re- 
gierungsentwurf weder eine Vergesellschaftung im 
Sinne des Art. 15 GG noch eine entschädigungs- 
pflichtige Enteignung im Sinne des Art. 14 Abs. 3 
GG beinhaltet. Im übrigen stimmte der Ausschuß 
dem Regierungsentwurf — Drucksache 986 — * zu, 
ohne Abänderungsanträge zu stellen. Der Antrag 
der Abgeordneten Sabel und Genossen — Druck- 
sache 842 — wurde nach Annahme des Regierungs- 
entwurfs abgelehnt. 

Der beteiligte Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

beendete seine Beratungen am 25. Mai 1955. Auch 
dieser Ausschuß stimmte grundsätzlich dem Re- 
gierungsentwurf zu, machte jedoch mehrere Ab- 
änderungsvorschläge, die, wie sich aus der Einzel- 
darstellung unten ergibt, zum Teil vom federfüh- 
renden Ausschuß für Arbeit übernommen wurden. 


Der federführende Ausschuß für Arbeit hat am 
11. Februar 1955 Vertreter der beteiligten Gewerk- 
schaften, Arbeitgeberverbände und Wirtschafts- 
verbände angehört. Dabei kam die Unterschiedlich- 
keit der Auffassungen zu dem vorliegenden Ge- 
setzesvorhaben besonders plastisch zum Ausdruck. 

Auch der federführende Ausschuß hat seine Be- 
ratungen auf Her Grundlage des Regierungsent- 
wurfs — Drucksache 986 — durch geführt und ist 
dem Antrag der Abgeordneten F abel und Genos- 
sen — Drucksache 842 — insoweit nicht gefolgt, 
als dieser Entwurf auch Vorschriften des Mitbe- 
stimmungsgesetzes vom 21. Mai 1951 über die Zu- 
sammensetzung des Aufsichtsrats ändern wollte. 
Vielmehr beschloß der Ausschuß, die Mitbestim- 
mung in ihrem derzeitigen Bereich unverändert 
zu belassen. Die Beratungen wurden in zwei Le- 
sungen durchgeführt. Zu den nicht nur gesetzes- 
technischen Änderungen am Regierungsentwurf 
wird in den nachstehenden Bemerkungen zu den 
einzelnen Vorschriften hingewiesen. 


Zu § 1 

An die Stelle des im Regierungsentwurf ver- 
wandten Begriffs „Organvertrag“ hat der Aus- 
schuß den Begriff „Organschaftsverhältnis“ gesetzt 
und diesen Begriff in einem neu eingefügten Ab- 
satz 2 erläutert. Durch diese Änderung soll sicher- 
gestellt werden, daß das vorliegende Gesetz auf 
Obergesellschaften Anwendung findet, die minde- 
stens ein mitbestimmtes Unternehmen auf Grund 
einer Vereinbarung in der Weise beherrschen, daß 
das abhängige Unternehmen in seiner Geschäfts- 
führung den Weisungen des herrschenden Unter- 
nehmens unterworfen ist. Dabei soll es nicht dar- 
auf ankommen, ob ein solcher Organvertrag aus 
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steuerlichen Gründen abgeschlossen ist bzw. ob die 
durch einen solchen Vertrag eröffneten steuer- 
lichen Vergünstigungen auch tatsächlich in An- 
spruch genommen sind. Auch die Form, in der 
eine solche Vereinbarung abgeschlossen ist, soll un- 
erheblich sein. Dagegen hat der Ausschuß den Vor- 
schlag der Minderheit nicht übernommen, ein für 
die Anwendung des Gesetzes ausreichendes Be- 
herrschungsverhältnis schon dann anzunehmen, 
wenn die Voraussetzungen des § 15 des Aktienge- 
setzes vorliegen. Die Minderheit begründete ihren 
Antrag damit, daß es häufig schwer sein würde, 
das Vorliegen eines auf Vereinbarung beruhenden 
Organschaftsverhältnisses nachzuweisen und daß 
auch andere Beherrschungsverhältnisse denkbar 
seien, bei denen die tatsächliche Einflußnahme der 
Obergesellschaft ähnlich stark sei wie im Falle des 
vereinbarten Organschaftsverhältnisses. Die Mehr- 
heit war demgegenüber der Ansicht, daß durch die 
paritätische Zusammensetzung der Aufsichtsräte 
und die Bestellung des Arbeitsdirektors im Vor- 
stand der mitbestimmten Untergesellschaft dem 
Mitbestimmungsanliegen gegenüber allen letztlich 
auf der Beteiligung am Kapital beruhenden Lei- 
tungsbefugnissen genügend Rechnung getragen 
sei; eine Aushöhlung dieser Mitbestimmung könne 
nur dann befürchtet werden, wenn ein auf Verein- 
barung beruhendes Organschaftsverhältnis der 
oben dargestellten Art das abhängige Unterneh- 
men seines eigenen Willens beraube. 

Zu § 2 

Die Vorschrift wurde unverändert aus dem Re- 
gierungsentwurf übernommen. 

Zu § 3 

Während sich der Ausschuß darüber einig war, 
daß Voraussetzung für die Einführung des ver- 
stärkten Mitbestimmungsrechts in der Obergesell- 
schaft sein solle, daß der überwiegende Unterneh- 
menszweck des Konzerns durch die mitbestimm- 
ten Konzernunternehmen gekennzeichnet sei, be- 
standen grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten 
über die Abgrenzungskriterien. Die Minderheit 
schlug vor, die verstärkte Mitbestimmung dann in 
der Obergesellschaft einzuführen, wenn die Zahl 
der Arbeitnehmer der mitbestimmten Konzern- 
unternehmen die Zahl der Arbeitnehmer der übri- 
gen Konzernunternehmen übersteigt. Hilfsweise 
stellte die Minderheit zur Erwägung, die Abgren- 
zung durch einen Vergleich der Lohnsummen zu 
gewinnen. Zur Begründung ihres Antrages wies 
die Minderheit darauf hin, daß die Mitbestimmung 
zugunsten der Arbeitnehmer eingeführt sei und 
daß eine Abstellung auf die Arbeitnehmerzahlen 
oder auf die Lohnsummen eine äußerst einfache 
Berechnungsweise abgebe. Die Mehrheit lehnte 
diese Anträge der Minderheit aus der Erwägung 
ab, daß es nur dann verantwortet werden könne, 
die Obergesellschaft eines Konzerns der Mitbestim- 
mung zu unterwerfen, wenn die wirtschaftliche 


Leistung des Konzerns der eines mitbestimmten 
Unternehmens in etwa gleichkomme, d. h. wenn 
die im Konzern getätigte Wertschöpfung ein Über- 
gewicht der mitbestimmten Seite aufweise. Die 
Mehrheit hielt den Vorschlag der Bundesregierung 
zur Ermittlung dieser Wertschöpfung über die 
modifizierten Umsätze für brauchbar und fügte in 
Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Wirt- 
schaftspolitik weitere Verfeinerungen dieses Um- 
satzkriteriums ein. Dies geschah insbesondere 
durch die Feststellung, daß auch Aufwendungen 
für Betriebsstoffe und für Fremdleistungen von 
den Umsätzen abzusetzen sind und daß die Vor- 
schriften über die Sonderbehandlung von Handels- 
umsätzen nicht nur für solche Umsätze reiner Han- 
delsunternehmen sondern auch für handelsmäßige 
Umsätze produzierender Konzernunternehmen an- 
gewandt werden. Unter Roh-, Hilfs- und Betriebs- 
stoffen versteht der Ausschuß das gesamte Einsatz- 
material einschließlich bezogener Teile, Brenn- 
stoffe, Energie sowie Werksgeräte und Ersatzteile. 
Der so gefundene Schlüssel kommt nach Auffas- 
sung des Ausschusses der Wertschöpfung (Netto- 
produktionswert) so nahe, daß auf weitere Verfei- 
nerungen verzichtet werden konnte. Insbesondere 
glaubte der Ausschuß, daß es im Rahmen der be- 
trieblichen Kostenrechnungen ohne große Schwie- 
rigkeiten möglich sein dürfte, festzustellen, welche 
Kosten für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und 
Fremdleistungen in den getätigten Umsätzen tat- 
sächlich enthalten sind, so daß eine Berichtigung 
der Umsätze um die Veränderungen in den Lager- 
beständen an Fertig- und Teilfabrikaten nicht des- 
halb vorgeschrieben werden muß, um den so be- 
richtigten Umsätzen die vollen im Berechnungs- 
zeitraum entstandenen Aufwendungen für solche 
abzugsfähigen Stoffe und Leistungen gegenüber- 
stellen zu können. Aus ähnlichen Erwägungen sah 
der Ausschuß davon ab, den Abzug auch der Ab- 
schreibungen auf das betriebliche Anlagevermö- 
gen vorzuschreiben. 

Zu § 3 a 

Die Vorschrift stellt eine Erweiterung des § 3 
Abs. 3 der Regierungsvorlage dar, die sich dadurch 
von dem Regierungsvorschlag unterscheidet, daß 
der Bericht des Abschlußprüfers über das Umsatz- 
verhältnis nicht Bestandteil des Prüfungsberichts 
nach § 139 des Aktiengesetzes ist. Der Ausschuß 
war andererseits der Auffassung, daß der Ab- 
schlußprüfer über seine Ermittlungen und deren 
Grundlagen den Verwaltungsträgern des herr- 
schenden Unternehmens einen besonderen Bericht 
vorlegen sollte. In Absatz 4 wurde der Möglichkeit 
Rechnung getragen, daß der Aufsichtsrat Bedenken 
gegen die vom Prüfer getroffene Feststellung über 
das Umsatzverhältnis hat. In diesem Falle hat der 
Prüfer auf Verlangen des Aufsichtsrats seine Fest- 
stellungen nochmals zu überprüfen und einen er- 
neuten Bericht vorzulegen. Die Verständigung der 
Betriebsräte (Gesamtbetriebsräte) der Konzern- 
unternehmen sowie der entsendungsberechtigten 
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gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen erfolgt 
nicht durch den Abschlußprüfer, sondern durch 
den Vorstand des herrschenden Unternehmens. Da- 
bei ist außer dem Umsatzverhältnis die abschlie- 
ßende Stellungnahme des Aufsichtsrats (einschließ- 
lich etwaiger Einwendungen) mitzuteilen. 

Zu § 4 

Während der Regierungsvorschlag vorsah, daß 
der Aufsichtsrat nach dem Vorbild des Mitbestim- 
mungsgesetzes in der Regel aus 11 Mitgliedern be- 
stehen sollte, hat der Ausschuß die Mindestzahl 
der Mitglieder auf 15 erhöht, da es sich bei den in 
Frage kommenden Konzernen in aller Regel um 
besonders kapitalstarke Unternehmen handelt und 
eine Erhöhung der Zahl der Aufsichtsratsmitglie- 
der sowohl für die Kapitalseite als auch die Ar- 
beitnehmerseite die Möglichkeit gewährt, die vor- 
liegenden Beteiligungsinteressen zu berücksich- 
tigen. Eine entscheidende Abweichung in der Zu- 
sammensetzung des Aufsichtsrats von den Vor- 
schriften des Mitbestimmungsgesetzes ergibt sich 
daraus, daß sich unter den 7 Vertretern der Arbeit- 
nehmer 4 Arbeitnehmer aus den Betrieben der 
Konzernunternehmen befinden müssen, so daß 
diese betriebsangehörigen Arbeitnehmervertreter 
gegenüber den von den Spitzenorganisationen 
entsandten das zahlenmäßige Übergewicht haben, 
während nach dem Mitbestimmungsgesetz die Zahl 
der Vertreter der Spitzenorganisationen überwiegt. 
Die Minderheit, die bei den Obergesellschaften im 
wesentlichen das Modell des Mitbestimmungsge- 
setzes unverändert zur Anwendung bringen wollte, 
sprach sich auch gegen diese Umkehrung des 
Stärkeverhältnisses aus. 

Zu § 5 

Der Ausschuß folgte mit Mehrheit insoweit der 
Regierungsvorlage und dem Antrag der Abgeord- 
neten Sabel und Genossen, als er eine Wahl der 
Arbeitnehmervertreter aus den Betrieben der Kon- 
zernunternehmen durch die Hauptversammlung 
nicht für zweckmäßig hielt. Demgegenüber schlug 
die Minderheit vor, die Arbeitnehmervertreter in 
der gleichen Weise durch die Hauptversammlung 
auf Vorschlag der Arbeitnehmerseite wählen zu 
lassen, wie dies das Mitbestimmungsgesetz von 
1951 in seinem Geltungsbereich vorsieht. Die Mehr- 
heit ging jedoch davon aus, daß seit 1951 das Be- 
triebsverfassungsgesetz erlassen worden ist, das in 
seinen §§ 76 und 77 die unmittelbare Wahl von 
Arbeitnehmervertretern ohne Einschaltung der 
Hauptversammlung vorsieht; daher erscheine es 
zweckmäßig, insoweit der Systematik des letzteren 
Gesetzes zu folgen, dessen Geltungsbereich die 
überwiegende Mehrheit sämtlicher Aktiengesell- 
schaften umfaßt. Auch sei der Wert einer etwai- 
gen Wahl durch die Hauptversammlung dadurch 
in Frage gestellt, daß dieses Gesellschaftsorgan an 
die Vorschläge der Arbeitnehmerseite gebunden 
ist. Bei der Entscheidung darüber, welches Gre- 
mium zur Wahl der Arbeitnehmervertreter aus den 


Betrieben der Konzernunternehmen zuständig 
sein solle, hatte der Ausschuß zu prüfen, ob er sich 
der Auffassung der Regierungsvorlage anschließen 
solle, die die unmittelbare Wahl durch sämtliche 
Arbeitnehmer der Konzernunternehmen vorsieht, 
oder ob nach dem Vorbild des § 6 Abs. 1 des Mit- 
bestimmungsgesetzes die Wahl den Betriebsräten 
übertragen solle. Gegen die unmittelbare Wahl 
durch die Arbeitnehmer aus den Betrieben sprach 
die Tatsache, daß die Betriebe der in Frage kom- 
menden Konzerne in aller Regel weit auseinander- 
liegen, sodaß eine gemeinsame Meinungsbildung der 
Arbeitnehmer, ja sogar die Aufstellung geeigneter 
Vorschlagslisten, kaum erreicht werden könnte. 
Aber auch gegen die Wahl durch die Betriebsräte 
sprachen Bedenken; insbesondere ist die Zahl der 
Betriebsratsmitglieder bei Großbetrieben verhält- 
nismäßig geringer als bei kleineren Betrieben, so 
daß ein vergleichbares Gewicht der Stimmen bei 
der Wahl nicht herbeigeführt werden könnte. Auch 
würden bei der verhältnismäßig kleinen Zahl von 
Betriebsratsmitgliedern in Großbetrieben die dort 
bestehenden Minderheiten nicht genügend zum 
Zuge kommen. Aus diesen Gründen nahm der 
Ausschuß den bereits in § 76 Abs. 4 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes ausgesprochenen Gedanken der 
mittelbaren Wahl durch Wahlmänner auf und ent- 
wickelte in § 5 ein Wahlmänner-Verfahren, durch 
das ein besonderer Wahlkörper für die Wahl und 
Abberufung der Arbeitnehmervertreter aus den 
Betrieben geschaffen wird. Dieser Wahlkörper 
wird zahlenmäßig eine Versammlung der Betriebs- 
ratsmitglieder nicht wesentlich übersteigen, ande- 
rerseits sind in ihm die Stimmgewichte so ausge- 
wogen, daß sowohl das Verhältnis zwischen Groß- 
betrieben und Kleinbetrieben als auch zwischen 
Mehrheiten und Minderheiten in den einzelnen 
Betrieben in gerechterWeise zum Ausdruck kommt. 
Die technischen Vorschriften über die Wahl der 
Wahlmänner und über die Wahl und Abberufung 
von Arbeitnehmervertretem durch sie wird die 
Bundesregierung in einer Rechtsverordnung nach 
§ 12 Nr. 1 und 2 regeln. 

Zu § 5 a 

Die Vorschrift entspricht § 5 Abs. 2 der Regie- 
rungsvorlage. Für die Aufnahme eines eigenen 
Entsendungsrechts der Spitzenorganisationen ohne 
Einschaltung der Hauptversammlung sprachen die 
gleichen Erwägungen, die für die Wahl der Arbeit- 
nehmervertreter durch die Wahlmänner maß- 
gebend waren. 

Zu § 5b 

Die Vorschrift entspricht § 5 Abs. 3 der Regie- 
rungsvorlage. Absatz 1 wurde eingefügt, um sicher- 
zustellen, daß die Namen der von den Wahlmän- 
nern gewählten bzw. von den Spitzenorganisatio- 
nen entsandten Arbeitnehmervertreter auch tat- 
sächlich allen interessierten Stellen bekannt wer- 
den. Die Anfechtungsfrist endet mit Ablauf von 
2 Wochen nach der Veröffentlichung im Bundes- 
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anzeiger. Durch diese Vorschrift wird vermieden, 
daß der Ablauf der Fristen für die einzelnen Be- 
triebe deshalb unterschiedlich ist, weil die ört- 
lichen Stellen die Bekanntmachung der gewählten 
oder entsandten Personen unterschiedlich vorge- 
nommen haben. 

Zu § 5c 

Die Vorschrift entspricht § 5 Abs. 4 der Regie- 
rungsvorlage. 

Zu § 6 

Absatz 1: Vgl. die Ausführungen zu § 5. 

Die in Abs. 2 geregelte Abberufung von Vertre- 
tern der Spitzenorganisationen weicht von dem 
Regierungsvorschlag insoweit ab, als die Spitzen- 
organisation kein selbständiges Recht zur vorzei- 
tigen Abberufung hat, sondern nur die Befugnis, 
beim Gericht die Abberufung aus wichtigem Grunde 
zu beantragen. Für diese Änderungen war die Er- 
wägung maßgebend, daß die Eigenverantwortlich- 
keit der von Spitzenorganisationen entsandten 
Arbeitnehmervertreter durch die Möglichkeit der 
jederzeitigen unbegründeten Abberufung vor Ab- 
lauf der Amtsperiode beeiträchtigt werden könnte. 

Als Absatz 3 hatte die Bundesregierung vorge- 
schlagen, daß Arbeitnehmervertreter aus wichti- 
gem Grund durch das Gericht abberufen werden 
können, wenn die Hauptversammlung die Abbe- 
rufung mit einfacher Stimmenmehrheit verlangt. 
Der Ausschuß beschloß einstimmig, diese Vorschrift 
zu streichen, da sie mit dem Grundsatz der Gleich- 
heit von Arbeit und Kapital nicht vereinbar wäre, 
wenn der Gesetzgeber nicht auch ein entsprechen- 
des Antragsrecht der Arbeitnehmerseite auf Abbe- 
rufung von Vertretern der Anteilseigner im Auf- 
sichtsrat vorsehen würde. 

Zu §§ 7 und 8 

Die Vorschriften wurden materiell unverändert 
aus der Regierungsvorlage übernommen. Der Aus- 
schuß für Wirtschaftspolitik hatte dem federfüh- 
renden Ausschuß empfohlen, im vorliegenden Ge- 
setz die Frage der Beschluß- und Handlungsfähig- 
keit einschließlich der Ersatzbestellung von Auf- 
sichtsratsmitgliedern nicht nur für die nach die- 
sem Gesetz mitbestimmten Obergesellschaften, son- 
dern für den gesamten Bereich des Aktienrechtes 
zu regeln. Diese Anregung wurde im federführen- 
den Ausschuß erörtert, jedoch nicht übernommen, 
da es nicht zweckmäßig erschien, eine solche, das 
gesamte Aktienrecht betreffende Regelung in ein 
nur für einen engeren Kreis von Gesellschaften 
geltendes Spezialgesetz aufzunehmen. 

Zu § 8 a 

Eine der Kernfragen des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs betrifft die Mitbestimmung im Vor- 
stand. Der Regierungsentwurf schreibt die Bestel- 
lung des Arbeitsdirektors nicht vor. Der Bundes- 


rat hatte in seiner Stellungnahme den Arbeits- 
direktor vorgesehen, jedoch mit der Einschrän- 
kung, daß dessen Vertretungsbefugnis gegenüber 
den nicht mitbestimmten Konzernunternehmen be- 
schränkt werden könnte. Hiergegen hatte sich die 
Bundesregierung aus rechtssystematischen Grün- 
den gewandt. Der Entwurf der Abgeordneten 
Sabel und Genossen schlug vor, einen Arbeits- 
direktor dann zu bestellen, wenn das Übergewicht 
der mitbestimmten Konzernunternehmen 75 v. H. 
beträgt. Die Minderheit beantragte, die Vorschrif- 
ten des Mitbestimmungsgesetzes über den Arbeits- 
direktor unverändert in das vorliegende Gesetz zu 
übernehmen. Der Ausschuß ist keinem dieser Vor- 
schläge gefolgt, sondern hat einen Kompromiß 
zwischen den gerade in der Frage des Arbeits- 
direktors stark entgegengesetzten Auffassungen 
darin gesucht, daß der Arbeitsdirektor zwar als 
Ressort des Vorstandes gesetzlich festgelegt ist, 
seine Bestellung sich aber in keiner Weise 
von der der übrigen Vorstandsmitglieder unter- 
scheidet. Damit glaubt die Mehrheit des Aus- 
schusses einerseits dem sozialen Anliegen nach 
einer besonderen Betreuung der im Konzern ar- 
beitenden Menschen durch ein Mitglied des Vor- 
stands der Obergesellschaft Rechnung getragen, 
andererseits die Bedenken gegen die Bindung der 
Bestellung und Abberufung des Arbeitsdirektors 
an die Mehrheit der Arbeitnehmervertreter, die 
gerade bei solchen nur teilweise aus mitbestimm- 
ten Unternehmen bestehenden Konzernen ver- 
stärkt geäußert wurden, in ausreichender Weise 
ausgeräumt zu haben. 


Zu § 9 

Die Vorschrift wurde unverändert aus der Re- 
gierungsvorlage übernommen. 


Zu § 10 

Auch bei der Gestaltung dieser Vorschrift, die 
sich mit der Frage des möglichen Übergreifens 
von Mitbestimmungselementen in die Ausübung 
reiner Kapitalrechte des herrschenden Unterneh- 
mens befaßt, hatte der Ausschuß zwischen mehre- 
ren Vorschlägen zu entscheiden. Die Minderheit 
schlug vor, die Bindung des Vorstandes der Ober- 
gesellschaft bei der Ausübung von Anteilseigner- 
rechten an die Weisung der Anteilseignergruppe 
seines Aufsichtsrats allenfalls bei der Bestellung, 
Abberufung und Entlastung von Verwaltungsträ- 
gern eintreten zu lassen. Das andere Extrem stellte 
der Vorschlag des wirtschaftspolitischen Ausschus- 
ses dar, diese Bindung für alle Fälle der Aus- 
übung solcher Anteilseignerrechte vorzusehen. Der 
Regierungsvorschlag enthielt demgegenüber einen 
Katalog derjenigen Gegenstände, bei denen die 
Bindung eintreten sollte. Der Ausschuß schloß sich 
im wesentlichen dem Vorschlag der Bundesregie- 
rung an. Er hielt es jedoch nicht für erforderlich, 
daß auch bei der Entscheidung über die Eingehung 
einer Gewinngemeinschaft eine solche Bindung 
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stattfinden müsse, zumal in aller Regel derartige 
Gewinn- und Verlustgemeinschaften mit dem herr- 
schenden Unternehmen selbst vereinbart werden, 
d. h. nur dann möglich sind, wenn der Vorstand 
im Rahmen seiner Geschäftsführungsbefugnisse 
(ohne die hier angedeutete Bindung) bereit ist, 
eine solche Vereinbarung zu treffen. 

Zu § 11 

Die Vorschrift wurde unverändert aus der Re- 
gierungsvorlage übernommen. 

Zu § 12 

Auf Anregung des Ausschusses für Wirtschafts- 
politik wurde Buchstabe a des Regierungsvor- 
schlags gestrichen. Es schien nicht erforderlich, die 
Bundesregierung dazu zu ermächtigen, den Kreis 
derjenigen Aufwendungen, die als Kosten für 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe bei der Modifi- 
kation der Umsätze nach § 3 Abs. 2 abzusetzen 
sind, festzulegen. Die sonstigen Änderungen in 
§ 12 ergeben sich, soweit sie nicht rein gesetzes- 
technisch sind, aus der Neufassung des § 5. 

Zu §§ 13 und 14 

Die Vorschriften wurden unverändert aus der 
Regierungsvorlage übernommen. 

Zu § 14 a 

Die Vorschrift stellt die einzige ausdrückliche 
Änderung des Mitbestimmungsgesetzes dar. Sie 
hat jedoch keinerlei materiellrechtliche Bedeutung. 


Sie soll nur sicherstellen, daß aus der Erwähnung 
der Abberufungsmöglichkeit für entsandte Auf- 
sichtsratsmitglieder der Anteilseignerseite nach §88 
Abs. 5 des Aktiengesetzes in § 4 Abs. 2 des vor- 
liegenden Entwurfs, die in § 11 Abs. 1 des Mit- 
bestimmungsgesetzes versehentlich unterblieben 
ist, nicht der Schluß gezogen werden kann, als ob 
es sich bei der Vorschrift des Mitbestimmungsge- 
setzes um eine bewußte Unterlassung des Gesetz- 
gebers gehandelt habe. 

Zu § 15 

Die Fassung der Vorschrift entspricht im we- 
sentlichen den Vorschlägen des Wirtschaftspoliti- 
schen Ausschusses. Im Hinblick auf die lange 
Dauer der Beratung in den gesetzgebenden Kör- 
perschaften des Bundes erschien es erforderlich, 
den im § 15 Abs. 1 festzulegenden Termin auf den 
1. Januar 1956 zu legen. Absatz 2 wurde einge- 
fügt, um den Fall zu regeln, daß ein bei Inkraft- 
treten des Gesetzes noch nicht bestehendes Unter- 
nehmen unter das Gesetz fällt. 

Zu §§ 16 und 17 

Die Vorschriften wurden unverändert aus der 
Regierungsvorlage übernommen. 


Bonn, den 22. Mai 1956 

Scheppmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 986 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichlichen Fassung anzunehmen, 

2. den von den Abgeordneten Sabel, Even, 
Scheppmann, Schneider (Hamburg), Voß und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichts- 
räten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie — Drucksache 842 — 

als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt 
abzulehnen. 


Bonn, den 14. Mai 1956 

Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Scheppmann 

Vorsitzender Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und 
Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie 

- Drucksache 986 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer in den Aufsichtsräten und Vorständen der 
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Mitbestimmung in herrschenden 
Unternehmen 

§ 1 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Aufsichtsräten und den zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organen von Unter- 
nehmen in der Rechtsform einer Aktiengesell- 
schaft, einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder einer bergrechtlichen Gewerk- 
schaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, die auf 
Grund eines Orga nvcrtrags ein Unternehmen 
beherrschen, in dem die Arbeitnehmer nach 
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Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer in den Aufsichtsräten und Vorständen der 
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Mitbestimmung in herrschenden 
Unternehmen 

S 1 

(1) Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsräten und den zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organen von Unter- 
nehmen in der Rechtsform einer Aktiengesell- 
schaft, einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder einer bergrechtlichen Gewerk- 
schaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, die 
auf Grund eines Organschaftsverhältnisses ein 
Unternehmen beherrschen, in dem die Arbeit- 
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den Vorschriften des Gesetzes über die Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichts- 
räten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugen- 
den Industrie vom 21. Mai 1951 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 347 — (Mitbestimmungsgesetz) 
ein Mitbestimmungsrecht haben, regelt sich 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 


§ 2 

Liegen bei dem herrschenden Unterneh- 
men nach seinem eigenen überwiegenden Be- 
triebszweck die Voraussetzungen für die An- 
wendung des Mitbestimmungsgesetzes vor, so 
gilt für das herrschende Unternehmen das 
Mitbestimmungsgesetz. 

§ 3 

(1) Liegen bei dem herrschenden Unterneh- 
men die Voraussetzungen für die Anwendung 
des Mitbestimmungsgesetzes nach § 2 nicht 
vor, wird jedoch der überwiegende Unter- 
nehmenszweck des Konzerns durch die Kon- 
zernunternehmen (§15 Abs. 1 und 2 des Ak- 
tiengesetzes) gekennzeichnet, die unter das 
Mitbestimmungsgesetz fallen, so gelten für das 
herrschende Unternehmen die §§ 4 bis 8. Ist 
das herrschende Unternehmen eine Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, so findet § 3 des Mit- 
bestimmungsgesetzes entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Der überwiegende Unternehmenszweck 
des Konzerns wird durch die unter das Mit- 
bestimmungsgesetz fallenden Konzernunter- 
nehmen gekennzeichnet, wenn diese Konzern- 
unternehmen mehr als die Hälfte der Umsätze 
sämtlicher Konzernunternehmen, jeweils ver- 
mindert um die in den Umsätzen enthaltenen 
Kosten für Roh- und Hilfsstoffe, erzielen. 
Für Konzernunternehmen, die Handelsunter- 
nehmen sind, ist ein Fünftel der unverminder- 
ten Umsätze anzurechnen. H andelsunterneh- 
men im Sinne dieser Vorschrift sind Unter- 
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nehmer nach den Vorschriften des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Aufsichtsräten und Vorständen der 
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951 
— Bundesgesetzbl. I S. 347 — (Mitbestim- 
mungsgesetz) ein Mitbestimmungsrecht haben, 
regelt sich nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes. 

(2) Organschaftsverhältnis im Sinne des Ab- 
satzes 1 ist ein auf Vereinbarung beruhendes 
Beherrschungsverhältnis, auf Grund dessen 
das abhängige Unternehmen in seiner Ge- 
schäftsführung dem Willen des herrschenden 
Unternehmens unterworfen ist. 


§3 

(1) Liegen bei dem herrschenden Unterneh- 
men die Voraussetzungen für die Anwendung 
des Mitbestimmungsgesetzes nach § 2 nicht 
vor, wird jedoch der Unternehmenszweck des 
Konzerns durch die Konzernunternehmen 
(§15 Ab*. 1 und 2 des Aktiengesetzes) gekenn- 
zeichnet, die unter das Mitbestimmungsgesetz 
fallen, so gelten für das herrschende Unter- 
nehmen die §§ 4 bis 8 a. Ist das herrschende 
Unternehmen eine Gesellschaft mit beschrank- 
ter Haftung oder eine bergrechtliche Gewerk- 
schaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, so fin- 
det § 3 des Mitbestimmungsgesetzes ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Der Unternehmenszweck des Konzerns 
wird durch die unter das Mitbestimmungsge- 
setz fallenden Konzernunternehmen gekenn- 
zeichnet, wenn diese Konzernunternehmen 
mehr als die Hälfte der Umsätze sämtlicher 
Konzernunternehmen, jeweils vermindert um 
die in den Umsätzen enthaltenen Kosten für 
fremdbezogene Roh-, Hilfs- und Betriebs- 
stoffe und für Fremdleistungen, erzielen. So- 
weit Konzernunternehmen Umsätze erzielen, 
die nicht auf der Veräußerung selbsterzeugter, 
bearbeiteter oder verarbeiteter Waren be- 


7 



Entwurf 

nehmen, die ausschließlich Waren oder Wert- 
papiere anschaffen und unverändert weiter 
veräußern; Bearbeitungsbetriebe , die dem 
Handelsunternehmen lediglich als Hilfsbe- 
triebe angehören , bleiben hierbei außer Be- 
tracht. 

(3) Das nach Absatz 2 maßgebliche Um- 
satzverhältnis hat der Abschlußprüfer des 
herrschenden Unternehmens für jedes Ge- 
schäftsjahr in seinem Prüfungsbericht festzu- 
stellen und dem Betriebsrat (Gesamtbetriebs- 
rat) mitzuteilen. Wird das herrschende Unter- 
nehmen nicht in der Rechtsform einer Aktien- 
gesellschaft betrieben, so hat ein in entspre- 
chender Anwendung der §§ 136 und 137 des 
Aktiengesetzes zu bestellender Prüfer die Fest- 
stellung jeweils vor Ablauf von fünf Monaten 
nach dem Ende des Geschäftsjahres des herr- 
schenden Unternehmens zu treffen und dem 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organ 
sowie dem Betriebsrat mitzuteilen. 


siehe § 3 Abs. 3 
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ruhen, ist ein Fünftel der unverminderten 
Umsätze anzurechnen. 


(3) entfällt hier 

siehe § 3a Abs. 1 


§ 3a 

(1) Das nach § 3 maßgebliche Umsatzver- 
hältnis hat der Abschlußprüfer des herrschen- 
den Unternehmens zu ermitteln. Wird das 
herrschende Unternehmen nicht in der Rechts- 
form einer Aktiengesellschaft betrieben, so 
wird das Umsatzverhältnis von einem in ent- 
sprechender Anwendung der §§ 136 und 137 
des Aktiengesetzes zu bestellenden Prüfer er- 
mittelt. 

(2) Der Prüfer hat für jedes Geschäftsjahr 
vor Ablauf von fünf Monaten nach dessen 
Ende über das Ergebnis seiner Ermittlungen 
schriftlich zu berichten. Der Bericht ist den 
Verwaltungsträgern des herrschenden Unter- 
nehmens vorzulegen. 

(3) Der Prüfer hat, soweit dies für seine Er- 
mittlungen erforderlich ist, gegenüber sämt- 
lichen Konzernunternehmen die ihm nach 
§138 des Aktiengesetzes zustehenden Rechte. 
§ 141 des Aktiengesetzes ist anzuwenden. 

(4) Hat der Aufsichtsrat Bedenken gegen die 
von dem Prüfer getroffenen Feststellungen, so 
hat der Prüfer auf Verlangen des Aufsichtsrats 
die beanstandeten Feststellungen zu über- 
prüfen und über das Ergebnis zu berichten. 

(5) Das zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufene Organ des herrschenden Unterneh- 
mens hat das festgestellte Umsatzverhältnis 
und die abschließende Stellungnahme des Auf- 
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§ 4 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus elf Mitglie- 
dern. Er setzt sich zusammen aus 

a) fünf Vertretern der Anteilseigner, 

b) fünf Vertretern der Arbeitnehmer, 

c) einem weiteren Mitglied. 

(2) Für die Bestellung der in Absatz 1 Buch- 
stabe a genannten Mitglieder gilt § 5 des Mit- 
bestimmungsgesetzes, für ihre Abberufung gel- 
ten §§ 87 Abs. 2, 88 Abs. 4 des Aktiengesetzes. 

(3) Auf das in Absatz 1 Buchstabe c 
genannte Mitglied findet § 4 Abs. 2 des Mit- 
bestimmungsgesetzes Anwendung. Für seine 
Bestellung gilt § 8 des Mitbestimmungsgeset- 
zes, wobei an die Stelle des § 6 des Mitbe- 
stimmungsgesetzes § 5 dieses Gesetzes tritt; 
für seine Abberufung gilt § 11 Abs. 3 des 
Mitbestimmungsgesetzes. 

(4) § 4 Abs. 3 des Mitbestimmungsgesetzes 
findet Anwendung. 

§ 5 

(1) Unter den Vertretern der Arbeitneh- 
mer im Auf sichtsrat müssen sich zwei Ar- 
beiter und ein Angestellter aus den Betrieben 
der Konzernunternehmen befinden. Diese Mit- 
glieder des Aufsichtsrats werden durch die 
nach § 6 des Betriebsverfassungsgesetzes wahl- 
berechtigten Arbeitnehmer der Betriebe der 
Konzernunternehmen in allgemeiner , gehei- 
mer, gleicher und unmittelbarer Wahl für die 
Zeit gewählt , die im Gesetz , in der Satzung 
oder im Gesellschaftsvertrag für die von der 
Hauptversammlung ( Gesellschafterversamm- 
lung , Gewerkenversammlung ) zu wählenden 
Mitglieder des Aufsichtsrats bestimmt ist . 
§ 76 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes 
gilt entsprechend. 

(2) Zwei der Vertreter der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat werden von den Spitzenorganisa- 
tionen der in den Betrieben der Konzern- 
unternehmen vertretenen Gewerkschaften nach 
vorheriger Beratung mit den in diesen Betrie- 
ben vertretenen Gewerkschaften und mit den 
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sichtsrats unverzüglich den Betriebsräten (Ge- 
samtbetriebsräten) der Konzernunternehmen 
sowie den nach § 5 a entsendungsberechtigten 
Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 
mitzuteilen. 

§4 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünfzehn 
Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus 

a) sieben Vertretern der Anteilseigner, 

b) sieben Vertretern der Arbeitnehmer, 

c) einem weiteren Mitglied. 

(2) Für die Bestellung der in Absatz 1 Buch- 
stabe a genannten Mitglieder gilt § 5 des Mit- 
bestimmungsgesetzes, für ihre Abberufung 
gelten §§ 87 Abs. 2, 88 Abs. 4 und 5 des 
Aktiengesetzes. 

(3) Auf das in Absatz 1 Buchstabe c ge- 
nannte Mitglied findet § 4 Abs. 2 des Mitbe- 
stimmungsgesetzes Anwendung. Für seine Be- 
stellung gilt § 8 des Mitbestimmungsgesetzes, 
wobei an die Stelle des § 6 des Mitbestim- 
mungsgesetzes die §§ 5 und 5 a dieses Gesetzes 
treten; für seine Abberufung gilt § 11 Abs. 3 
des Mitbestimmungsgesetzes. 

(4) unverändert 


§ 5 

(1) Unter den in § 4 Abs. 1 Buchstabe b ge- 
nannten Mitgliedern des Aufsichtsrats müssen 
sich vier Arbeitnehmer aus den Betrieben der 
Konzernunternehmen, darunter drei Vertre- 
ter der Arbeiter und ein Vertreter der Ange- 
stellten befinden. 


(2) Die Wahl der in Absatz 1 genannten 
Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt durch 
Wahlmänner. Die Wahlmänner werden vor 
der Neubestellung solcher Aufsichtsratsmit- 
glieder durch die nach § 6 des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes wahlberechtigten Arbeiter und 
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Betriebsräten der Konzernunternehmen für 
die in Absatz 1 Satz 2 genannte Zeit in den 
Aufsichtsrat entsandt. Die Spitzenorganisa- 
tionen sind nach dem Verhältnis ihrer Ver- 
tretung in den Betrieben entsendungsberech- 
tigt. 

(3) Mindestens drei wahlberechtigte Ar- 
beitnehmer , jede in einem Betrieb eines Kon- 
zernunternehmens vertretene Gewerkschaft 
oder deren Spitzenorganisation sowie das zur 
gesetzlichen Vertretung berufene Organ des 
herrschenden Unternehmens können binnen 
einer Frist von zwei Wochen , vom Tage der 
Bekanntgabe der Bestellung eines Arbeitneh- 
mervertreters an gerechnet , dessen Bestellung 
beim Arbeitsgericht an fechten, wenn gegen 
wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, 
die Wählbarkeit, das Wahlverfahren (Ab- 
satz 1) oder das Entsendungsverfahren (Ab- 
satz 2) verstoßen worden und eine Berichti- 
gung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß der Ver- 
stoß keinen Einfluß auf die Bestellung haben 
konnte. Für das Anfechtungsverfahren gelten 
§ 10, § 12 Abs. 4, §§ 80 bis 96 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes entsprechend. 

(4) Konzernunternehmen im Sinne der Ab- 
sätze 1 bis 3 sind das herrschende Unterneh- 
men und die unter seiner einheitlichen Lei- 
tung zusammengefaßten Unterneh?nen (§ 15 
Abs. 1 des Aktiengesetzes). 
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Angestellten in getrennten Wahlgängen ge- 
heim und nach den Grundsätzen der Verhält- 
niswahl in den einzelnen Konzernunterneh- 
men gewählt. Wird nur eine Liste eingereicht, 
so gelten die darin aufgeführten Arbeitnehmer 
in der angegebenen Reihenfolge als gewählt. 

(3) Zu Wahlmännern können nach § 7 des 
Betriebsverfassungsgesetzes wählbare Arbeit- 
nehmer des Konzernunternehmens gewählt 
werden; jede Gruppe kann auch Angehörige 
der anderen Gruppe wählen. Scheidet ein 
Wahlmann aus oder ist er verhindert, so tritt 
an seine Stelle ein Ersatzmann. Die Ersatz- 
männer werden der Reihe nach aus den nicht- 
gewählten Arbeitnehmern derjenigen Vor- 
schlagslisten entnommen, denen die zu erset- 
zenden Wahlmänner angehören. 


(4) In Konzernen mit nicht mehr als 30 000 
Arbeitnehmern entfällt auf je 60 Arbeitneh- 
mer jeder Gruppe ein Wahlmann. Für je 
weitere 2 000 Arbeitnehmer erhöht sich die 
Zahl von Arbeitnehmern, auf die ein Wahl- 
mann entfällt, um 1. Soweit in einem Kon- 
zernunternehmen für eine Gruppe mehr als 
30 Wahlmänner zu wählen sind, vermindert 
sich deren Zahl auf die Hälfte; diese Wahlmän- 
ner erhalten je 2 Stimmen. Soweit in einem 
Konzernunternehmen für eine Gruppe mehr 
als 120 Wahlmänner zu wählen sind, vermin- 
dert sich deren Zahl auf ein Drittel; diese 
Wahlmänner erhalten je 3 Stimmen. Bei der 
Ermittlung der Zahl der Wahlmänner werden 
Teilzahlen voll gezählt, wenn sie mehr als die 
Hälfte der vollen Zahl betragen. Erhält eine 
Gruppe in einem Konzernunternehmen nicht 
mindestens einen Wahlmann, so kann sich 
jeder Angehörige dieser Gruppe für die Wahl 
der anderen Gruppe anschließen. 

(5) Auf jedes Konzernunternehmen entfällt 
mindestens ein Wahlmann. Ist für ein Unter- 
nehmen nur ein Wahlmann zu wählen, so gilt 
dieser als Vertreter derjenigen Gruppe, der die 
Mehrheit der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
des Unternehmens angehört. Die Wahl erfolgt 
gemeinsam durch die wahlberechtigten Ar- 
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beitnehmer des Unternehmens. Im übrigen 
gelten Absatz 2 Sätze 2 und 3 und Absatz 3 
entsprechend. 

(6) Zur Wahl der Wahlmänner können Be- 
triebsräte, der Gesamtbetriebsrat und die Ar- 
beitnehmer des Konzernunternehmens Wahl- 
vorschläge machen. Jeder Wahlvorschlag muß 
mindestens doppelt soviel Bewerber auf- 
weisen, wie in dem Wahlgang Wahlmänner zu 
wählen sind. Die Wahl Vorschläge der Arbeit- 
nehmer müssen von mindestens einem Zehn- 
tel der wahlberechtigten gruppenangehörigen 
Arbeitnehmer des Unternehmens unterzeich- 
net sein. In jedem Falle genügt die Unterzeich- 
nung durch 100 wahlberechtigte Gruppenan- 
gehörige. 

(7) Die Wahlmänner der Arbeiter und der 
Angestellten sämtlicher Konzernunternehmen 
wählen die auf sie entfallenden Mitglieder des 
Aufsichtsrats in getrennten Wahlgängen ge- 
heim und nach den Grundsätzen der Mehr- 
heitswahl für die Zeit, die im Gesetz oder in 
der Satzung (im Gesellschaftsvertrag) für die 
von der Hauptversammlung (Gesellschafter- 
versammlung, Gewerkenversammlung) zu 
wählenden Mitglieder des Aufsichtsrats be- 
stimmt ist. Jede Gruppe kann auch Angehörige 
der anderen Gruppe wählen. Die Wahlvor- 
schläge müssen von mindestens einem Zehntel 
der Wahlmänner der Gruppe unterzeichnet 
sein. 


siehe § 5 Abs. 2 § 5a 

Drei der in § 4 Abs. 1 Buchstabe b genann- 
ten Mitglieder des Aufsichtsrats werden von 
den Spitzenorganisationen der in den Betrie- 
ben der Konzernunternehmen vertretenen 
Gewerkschaften nach vorheriger Beratung mit 
den in diesen Betrieben vertretenen Gewerk- 
schaften und mit den Betriebsräten (Gesamt- 
betriebsräten) der Konzernunternehmen für 
die in § 5 Abs. 7 Satz 1 genannte Zeit in den 
Aufsichtsrat entsandt. Die Spitzenorganisa- 
tionen sind nach dem Verhältnis ihrer Vertre- 
tung in den Betrieben entsendungsberechtigt. 

§ 5b 

(1) Sobald die Namen der nach §§ 5 und 5 a 
bestellten Mitglieder des Aufsichtsrats fest- 
stehen, sind sie durch zweiwöchigen Aushang 
in den Betrieben der Konzernunternehmen 
bekanntzugeben und im Bundesanzeiger sowie 
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siehe § 5 Abs. 3 


siehe § 5 Abs. 4 


§ 6 

(1) Die durch die Arbeitnehmer gewählten 
Mitglieder des Aufsichtsrats können vor Ab- 
lauf der Wahlzeit auf Antrag der Betriebs- 
räte oder von mindestens einem Fünftel der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer abberufen 
werden. Die Abberufung erfolgt durch all- 
gemeine, geheime , gleiche und unmittelbare 
Abstimmung; sie bedarf einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel der abgegebenen Stim- 
men umfaßt. 


(2) Die von den Spitzenorganisatione« ent- 
sandte« Mitglieder des Aufsichtsrats können 
von der Stelle, die sie entsandt hat, abberufen 
werden. 


(3) Liegt in der Person eines Vertreters der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat ein wichtiger 
Grund vor, so kann das Gericht das Mitglied 
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in den sonstigen Gesellschaftsblättern zu ver- 
öffentlichen. 

(2) Mindestens drei wahlberechtigte Arbeit- 
nehmer, jede in einem Betrieb eines Konzern- 
unternehmens vertretene Gewerkschaft oder 
deren Spitzenorganisation sowie das zur ge- 
setzlichen Vertretung berufene Organ des 
herrschenden Unternehmens können bis zum 
Ablauf von zwei Wochen nach der Veröffent- 
lichung im Bundesanzeiger die Bestellung 
eines Arbeitnehmervertreters beim Arbeits- 
gericht anfechten, wenn gegen wesentliche 
Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbar- 
keit, das Wahlverfahren (§ 5) oder das Entsen- 
dungsverfahren (§ 5 a) verstoßen worden und 
eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, 
daß der Verstoß keinen Einfluß auf die Bestel- 
lung haben konnte. Für das Anfechtungsver- 
fahren gelten § 10, § 12 Abs. 4, §§ 80 bis 96 
des Arbeitsgerichtsgesetzes entsprechend. 

§5c 

Konzernunternehmen im Sinne der §§ 5 bis 
5 b sind das herrschende Unternehmen und die 
unter seiner einheitlichen Leitung zusammen- 
gefaßten Unternehmen (§ 15 Abs. 1 des Ak- 
tiengesetzes). 

§6 

(1) Die durch die Arbeitnehmer gewählten 
Mitglieder des Aufsichtsrats können vor Ab- 
lauf der Wahlzeit auf Antrag der Mehrheit der 
Betriebsratsmitglieder aus den Betrieben sämt- 
licher Konzernunternehmen oder von minde- 
stens einem Fünftel der wahlberechtigten Ar- 
beitnehmer abberufen werden. Die Abberu- 
fung erfolgt durch Beschluß der Wahlmänner 
derjenigen Gruppe, als deren Vertreter das 
Mitglied des Aufsichtsrats gewählt wurde. Der 
Beschluß wird in geheimer Abstimmung ge- 
faßt. Er bedarf einer Mehrheit, die mindestens 
drei Viertel der abgegebenen Stimmen um- 
faßt. 

(2) Ein von einer Spitzenorganisation ent- 
sandtes Mitglied des Aufsichtsrats kann vor 
Ablauf der Zeit, für die es bestellt ist, auf An- 
trag der Spitzenorganisation durch das Ge- 
richt abberufen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

(3) entfällt 
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abberuf en, wenn die Hauptversammlung die 
Abberufung mit einfacher Stimmenmehrheit 
verlangt und ein von ihr bestellter Vertreter 
sie beantragt. 

§ 7 

(1) Gehören dem Aufsichtsrat länger als 
drei Monate weniger als fünf Vertreter der 
Anteilseigner oder weniger als fünf Vertre- 
ter der Arbeitnehmer an, so gilt § 89 des Ak- 
tiengesetzes entsprechend. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an- 
wesend ist. 

§ 8 

(1) Bei Unternehmen mit einem Gesell- 
schaftskapital von mehr als zwanzig Millio- 
nen Deutsche Mark kann durch Satzung (Ge- 
sellschaftsvertrag) bestimmt werden, daß der 
Aufsichtsrat aus fünfzehn Mitgliedern be- 
steht. Die §§ 4 bis 7 finden sinngemäß An- 
wendung mit der Maßgabe, daß die Zahl der 
von den Arbeitnehmern zu wählenden Ar- 
beiter und die Zahl der von. den Spitzenorga- 
nisationen zu entsendenden Mitglieder je drei 
beträgt. 

(2) Bei Unternehmen mit einem Gesell- 
schaftskapital von mehr als fünfzig Millionen 
Deutsche Mark kann durch Satzung bestimmt 
werden , daß der Aufsichtsrat aus einund- 
zwanzig Mitgliedern besteht. Die §§ 4 bis 7 
finden sinngemäß Anwendung mit der Maß- 
gabe y daß von den Arbeitnehmern vier Ar- 
beiter und zwei Angestellte zu wählen und 
von den Spitzenorganisationen vier Mitglie- 
der zu entsenden sind. 


§ 9 

Für die Beteiligung der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat herrschender Unternehmen, die 
nicht unter § 2 oder § 3 fallen, gilt das Be- 
triebsverfassungsgesetz. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


§ 7 

(1) Gehören dem Aufsichtsrat länger als drei 
Monate weniger als sieben Vertreter der An- 
teilseigner oder weniger als sieben Vertreter 
der Arbeitnehmer an, so gilt § 89 des Aktien- 
gesetzes entsprechend. 

(2) unverändert 


§ 8 

(1) Bei Unternehmen mit einem Gesell- 
schaftskapital von mehr als fünfzig Millionen 
Deutsche Mark kann durch Satzung oder Ge- 
sellschaftsvertrag bestimmt werden, daß der 
Aufsichtsrat aus einundzwanzig Mitgliedern 
besteht. Die §§ 4 bis 7 finden sinngemäß An- 
wendung mit der Maßgabe, daß von den Ar- 
beitnehmern vier Arbeiter und zwei An- 
gestellte zu wählen und von den Spitzen- 
organisationen vier Mitglieder zu entsenden 
sind. 

(2) entfällt 


§ 8a 

Für die Bestellung der Mitglieder des zur 
gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
und für den Widerruf ihrer Bestellung gelten 
§ 75 des Aktiengesetzes und § 13 Abs. 1 Satz 1 
des Mitbestimmungsgesetzes. § 13 Abs. 2 des 
Mitbestimmungsgesetzes findet Anwendung. 

§ 9 

unverändert 
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Entwurf 

§ 10 

(1) Die einem Unternehmen, in dem die Ar- 
beitnehmer nach dem Mitbestimmungsgesetz 
oder nach § 2 oder § 3 dieses Gesetzes ein 
Mitbestimmungsrecht haben, auf Grund von 
Beteiligungen an einem anderen Unternehmen 
zustehenden Rechte bei der Bestellung, dem 
Widerruf der Bestellung oder der Entlastung 
von Verwaltungsträgern sowie bei der Be- 
schlußfassung über die Auflösung, Verschmel- 
zung oder Umwandlung des anderen Unter- 
nehmens, über dessen Fortsetzung nach seiner 
Auflösung, über die Übertragung seines Ver- 
mögens oder über die Eingehung einer Ge- 
winngemeinschaft können durch das zur ge- 
setzlichen Vertretung berufene Organ nur auf 
Grund von Beschlüssen des Aufsichtsrats aus- 
geübt werden. Diese Beschlüsse bedürfen nur 
der Mehrheit der Stimmen der nach § 5 des 
Mitbestimmungsgesetzes oder der nach § 4 
Abs. 2 dieses Gesetzes genannten Mitglieder; 
sie sind für das zur gesetzlichen Vertretung 
berufene Organ verbindlich. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Beteili- 
gung des Unternehmens an dem anderen Un- 
ternehmen weniger als ein Viertel beträgt. 

§ 11 

(1) Bestimmungen der Satzung des herr- 
schenden Unternehmens über die Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrats sowie über die Wahl , 
Entsendung und Abberufung von Aufsichts- 
rat smit gliedern treten mit Beendigung der er- 
sten Hauptversammlung außer Kraft, die 
nach Ablauf von zwei aufeinanderfolgenden 
Geschäftsjahren, in denen die Voraussetzun- 
gen des § 3 eingetreten oder weggefallen sind, 
abgehalten wird, spätestens jedoch mit Ab- 
lauf von sieben Monaten nach dem Ende des 
letzten dieser beiden Geschäftsjahre. Dies gilt 
jedoch nur, soweit die Satzung wegen der An- 
wendung dieses Gesetzes geändert werden 
muß. Eine Hauptversammlung, die innerhalb 
dieser Frist stattfindet, kann mit einfacher 
Stimmenmehrheit neue Bestimmungen an- 
stelle der außer Kraft tretenden beschließen. 


(2) Das Amt der bisherigen Aufsichtsrats- 
mitglieder des herrschenden Unternehmens er- 
lischt mit dem in Absatz 1 Satz 1 bezeich- 
neten Zeitpunkt. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

§ 10 

(1) Die einem Unternehmen, in dem die 
Arbeitnehmer nach dem Mitbestimmungs- 
gesetz oder nach § 2 oder § 3 dieses Gesetzes 
ein Mitbestimmungsrecht haben, auf Grund 
von Beteiligungen an einem anderen Unter- 
nehmen zustehenden Rechte bei der Bestel- 
lung, dem Widerruf der Bestellung oder der 
Entlastung von Verwaltungsträgern sowie bei 
der Beschlußfassung über die Auflösung, Ver- 
schmelzung oder Umwandlung des anderen 
Unternehmens, über dessen Fortsetzung nach 
seiner Auflösung, über die Übertragung 
seines Vermögens können durch das zur ge- 
setzlichen Vertretung berufene Organ nur auf 
Grund von Beschlüssen des Aufsichtsrats aus- 
geübt werden. Diese Beschlüsse bedürfen nur 
der Mehrheit der Stimmen der nach § 5 des 
Mitbestimmungsgesetzes oder der nach § 4 
Abs. 2 dieses Gesetzes bestellten Mitglieder; 
sie sind für das zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufene Organ verbindlich. 

(2) unverändert 


§ 11 

(1) Bestimmungen der Satzung (des Gesell- 
schaftsvertrags) des herrschenden Unterneh- 
mens über die Zusammensetzung der Verwal- 
tungsträger sowie ihre Bestellung und den 
Widerruf ihrer Bestellung treten mit Beendi- 
gung der ersten Hauptversammlung (Gesell- 
schafterversammlung, Gewerkenversamm- 
lung) außer Kraft, die nach Ablauf von zwei 
aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren, in 
denen die Voraussetzungen des § 3 eingetreten 
oder weggefallen sind, ; abgehalten wird, spä- 
testens jedoch mit Ablauf von sieben Monaten 
nach dem Ende des letzten dieser beiden Ge- 
schäftsjahre. Dies gilt jedoch nur, soweit die 
Satzung wegen der Anwendung dieses Ge- 
setzes geändert werden muß. Eine Hauptver- 
sammlung, die innerhalb dieser Frist statt- 
findet, kann mit einfacher Stimmenmehrheit 
neue Bestimmungen anstelle der außer Kraft 
tretenden beschließen. 

(2) unverändert 
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Entwurf 
§ 12 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen 

a) die Aufwendungen , die als Kosten für Roh- 
und Hilfsstoffe nach § 3 Abs. 2 Satz 1 von 
den Umsätzen der Konzernunternehmen 
abzuziehen sind; 


b) das Verfahren für die Wahl und die Ab- 
berufung von Arbeitnehmervertretern durch 
die Arbeitnehmer; 


c) das Verfahren für die Entsendung und die 
Abberufung von Arbeitnehmervertretern 
durch die Spitzenorganisationen und für 
die Feststellung der Entsendungsberechti- 
gung. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

§ 12 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen 
über 

1. das Verfahren für die Wahl der Wahlmän- 
ner (§ 5 Abs. 2 bis 6), insbesondere über 

a) die Vorbereitung der Wahl, die Bestel- 
lung der Wahlvorstände und die Auf- 
stellung der Wählerlisten, 

b) die Errechnung der Zahl der Wahl- 
männer, 

c) die Frist für die Einsichtnahme in die 
Wählerlisten und die Erhebung von Ein- 
sprüchen, 

d) die Wahl vor schlage und die Frist für 
ihre Einreichung, 

e) das Wahlausschreiben und die Fristen 
für seine Bekanntmachung, 

f) die Stimmabgabe, 

g) die Feststellung des Wahlergebnisses 
und die Fristen für seine Bekannt- 
machung, 

h) die Aufbewahrung der Wahlakten; 

2. das Verfahren für die Wahl und die Ab- 
berufung von Arbeitnehmervertretern 
durch die Wahlmänner, insbesondere über 

a) die Vorbereitung der Wahl oder Ab- 
stimmung und die Bestellung des Wahl- 
vorstandes, 

b) die Wahlvorschläge und die Frist für 
ihre Einreichung, 

c) die Ausschreibung der Wahl oder der 
Abstimmung und die Fristen für die Be- 
kanntmachung des Ausschreibens, 

d) die Stimmabgabe, 

e) die Feststellung des Ergebnisses der 
Wahl oder der Abstimmung und die 
Fristen für seine Bekanntmachung, 

f) die Aufbewahrung der Wahlakten oder 
Abstimmungsakten ; 

3. die Feststellung der Entsendungsberech- 
tigung einer Spitzenorganisation und die 
Bekanntmachung der Namen der Ent- 
sandten. 
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Entwurf 
Artikel 2 

Anwendung und Änderung des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

§ 13 

(1) Im Falle des § 8 Abs. 3 Satz 4 des Mit- 
bestimmungsgesetzes sind auf das Verfahren 
des Oberlandesgerichts die Vorschriften des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend an- 
zuwenden. Gegen die Entscheidung des Ober- 
landesgerichts findet ein Rechtsmittel nicht 
statt. 

(2) Für das Verfahren des Oberlandesge- 
richts werden von dem Unternehmen Gebüh- 
ren nach § 112 der Kostenordnung erhoben. 
§ 7 der Kostenordnung ist nicht anzuwenden. 

§ 14 

§ 145 Abs. 1 des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Amtsgerichte sind zuständig für 
die nach § 146 Abs. 2, §§ 147, 157 Abs. 2, 
§ 166 Abs. 3, § 338 Abs. 3, § 524 Abs. 1 und 
2, § 530 Abs. 1, §§ 590, 685, § 729 Abs. 1, 
§ 884 Nr. 4 des Handelsgesetzbuchs, die nach 
§ 25 Abs. 3, §§ 27, 30 Abs. 6 und 7, § 67 
Abs. 1, §§ 76, 88 Abs. 4, §§ 89, 106 Abs. 4, 
§ 118 Abs. 2 und 3, § 122 Abs. 2, § 136 Abs. 3 
bis 6, § 206 Abs. 2, § 211 Abs. 3, § 214 Abs. 2 
bis 4, § 244 Abs. 1 und 4 des Aktiengesetzes, 
die nach § 11 Abs. 3 des Gesetzes über die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in den Auf- 
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeu- 
genden Industrie vom 21. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 347) und die nach § 6 Abs. 3 
des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unterneh- 
men des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie vom . . . 1954 fBundes- 
gesetzbl. I S. . . .) vom Gericht zu erledigen- 
den Angelegenheiten." 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
Artikel 2 

Anwendung und Änderung des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

§ 13 

unverändert 


§ 14 

§ 145 Abs. 1 des Reichsgesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Amtsgerichte sind zuständig für 
die nach § 146 Abs. 2, §§ 147, 157 Abs. 2, § 166 
Abs. 3, § 338 Abs. 3, § 524 Abs. 1 und 2, § 530 
Abs. 1 , §§ 590, 685, § 729 Abs. 1 , § 884 Nr. 4 
des Handelsgesetzbuchs, die nach § 25 Abs. 3, 
§§ 27, 30 Abs. 6 und 7, § 67 Abs. 1, §§ 76, 88 
Abs. 4, §§ 89, 106 Abs. 4, § 118 Abs. 2 und 3, 
§ 122 Abs. 2, § 136 Abs. 3 bis 6, § 206 Abs. 2, 
§ 211 Abs. 3, § 214 Abs. 2 bis 4, § 244 Abs. 1 
und 4 des Aktiengesetzes, die nach § 1 1 Abs. 3 
des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vor- 
ständen der Unternehmen des Bergbaus und 
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347) 
und die nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes zur Er- 
gänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und 
Vorständen der Unternehmen des Bergbaus 
und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 

vom 1956 (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) vom Gericht zu erledigenden An- 
gelegenheiten." 

§ 14 a 

§ 1 1 Abs. 1 des Mitbestimmungsgesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„(1) Auf die in § 5 bezeidineten Mitglieder 
des Aufsichtsrats finden § 87 Abs. 2, § 88 
Abs. 4 und 5 des Aktiengesetzes Anwendung.“ 
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Entwurf 
Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 15 

Maßgebend für die erstmalige Anwendung 
des § 3 auf ein herrschendes Unternehmen ist 
das festgestellte Umsatzverhältnis für das letzte 
vor dem 1. November 1954 endende Ge- 
schäftsjahr. Die Feststellung nach § 3 Abs. 3 
ist innerhalb von drei Monaten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu treffen; § 11 gilt 
entsprechend. 


§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 15 

(1) Maßgebend für die erstmalige Anwen- 
dung des § 3 auf ein herrschendes Unter- 
nehmen ist das ermittelte Umsatzverhältnis 
für das letzte vor dem 1 . Januar 1956 endende 
Geschäftsjahr. Die Ermittlung nach § 3 a ist 
innerhalb von drei Monaten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu treffen. 

(2) Für die erstmalige Anwendung des § 3 
auf ein herrschendes Unternehmen, dessen 
erstes Geschäftsjahr nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes endet, ist das für dieses Ge- 
schäftsjahr ermittelte Umsatzverhältnis maß- 
gebend. 

(3) Soweit wegen der Ermittlung nach Ab- 
satz 1 oder 2 die Zusammensetzung der Ver- 
waltungsträger geändert werden muß, gilt 
§11 entsprechend. 

§ 16 

unverändert 
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